
 

 

LM Einigung auf neue Flächenmanage-
mentgrundsätze der BVVG 

 
Am Vormittag wurde im Bundesfinanzministerium in 
Berlin auf Staatssekretärsebene die Einigung auf die 
zukünftigen Flächenmanagementgrundsätze (FMG) der 
BVVG unterzeichnet. Damit gehe ein mehrjähriger und 
intensiver Verhandlungsprozess zwischen den neuen 
Bundesländern, dem BMEL und dem BMF zu ende, so 
Mecklenburg-Vorpommerns Minister für Klimaschutz, 
Landwirtschaft, ländliche Räume und Umwelt, Dr. Till 
Backhaus: 

„Ich bin sehr froh, dass die unterschiedlichen Interessen 
jetzt unter Wahrung des Koalitionsvertrages und der 
landesspezifischen Interessen Mecklenburg-
Vorpommerns geeint sind. Die neuen FMG tragen dazu 
bei, dass die BVVG-Flächen nicht mehr verkauft oder 
nach Höchstgebot verpachtet werden, was bislang 
gängige Praxis war und die Pachtpreise insgesamt in die 
Höhe getrieben hat. M-V hat auch sein Ziel erreicht, 
dass BVVG-Flächen, die von konkreten  Klima- und 
Moorschutzprojekten betroffen sowie zur Umsetzung 
der Wasserrahmenrichtlinie erforderlich sind, 
unentgeltlich zur Verfügung gestellt werden. Damit 
konnten wir einen wichtigen Punkt aus dem 
Koalitionsvertrag erfüllen und eine langjährige 
Forderung ist endlich durchgesetzt.“ 

Soweit sich die ökologischen Anbauverbände einerseits 
und die konventionell wirtschaftenden Betriebe 
benachteiligt wähnen, erscheint der am Ende 
gefundene Kompromiss austariert. Die ab dem 
12.04.2024 zur Anwendung kommenden FMG verfolgen 
das Ziel der Gleichstellung mit Blick auf eine nachhaltige 
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Bewirtschaftung, so Agrarstaatssekretärin Elisabeth 
Aßmann: 

„Die Würdigung der Nachhaltigkeit bei der Verpachtung 
der Flächen war von Anfang an die wesentliche 
Prämisse bei der Erarbeitung neuer Grundsätze. 
Nachhaltigkeit ist nicht nur durch eine ökologische 
Wirtschaftsweise zu erzielen. Es ist auch vereinbart, die 
Ergebnisse der Verpachtungsrunde 2024 zu analysieren. 
Ungewollte Verwerfungen können im kommenden Jahr 
nachjustiert werden.“ 


